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Antrag Regierungsrat 
  

RRB Nr.: 476/2023 

Datum RR-Sitzung: 3. Mai 2023 

Direktion: Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirektion 

Geschäftsnummer: 2021.STA.458 

Klassifizierung: Nicht klassifiziert 

  

Grossratsbeschluss betreffend die Gesetzesinitiative «Berner Solar-Initiative» 

Der Grosse Rat des Kantons Bern, 

 

gestützt auf Artikel 58 ff. der Kantonsverfassung1, 

 

auf Antrag des Regierungsrates, 

 

beschliesst: 

 

1. Es wird davon Kenntnis genommen, dass die vom Komitee «Berner Solar-Initiative» einge-

reichte Gesetzesinitiative mit 18’379 gültigen Unterschriften zustande gekommen ist  

(Regierungsratsbeschluss Nr. 1481/2021 vom 15. Dezember 2021). 

 

2. Die Gesetzesinitiative hat die Form eines ausgearbeiteten Entwurfs und lautet wie folgt:  

«Die nachfolgend unterzeichnenden Stimmberechtigten des Kantons Bern reichen, gestützt auf Artikel 58 der 

Bernischen Kantonsverfassung vom 6. Juni 1993 und Artikel 140 ff. des kantonalen Gesetzes vom 5. Juni 2012 
über die politischen Rechte, die folgende Initiative in Form des ausgearbeiteten Entwurfs ein: 
 
Das kantonale Energiegesetz (KEnG) vom 15.05.2011 (Stand 01.01.2012) wird wie folgt geändert:  
 
Der Abschnitt 4 «Energienutzung» ist in «Energienutzung und -produktion» umzubenennen. 

 
Art. 39a Solarenergieproduktion bei neuen Bauten und Anlagen 
1 Neue, auf Dauer angelegte Bauten und Anlagen sind mit Anlagen zur Produktion von Solarenergie auszustat-

ten, wenn sich die Dach- oder Fassadenflächen dafür eignen und die Installation zumutbar ist.  
2 Geeignete Dach- und Fassadenflächen nach Absatz 1 sind möglichst vollständig für die Produktion von Solar-
energie zu nutzen. 
3 Der Regierungsrat legt die Eignung, die Zumutbarkeit und den Umfang der minimal zu installierenden Leistung 
der Anlage durch Verordnung fest. Er berücksichtigt die Energiebezugsf läche als Berechnungsgrundlage. 
 
Art. 39b Solarenergieproduktion bei bestehenden Bauten und Anlagen 
1 Bestehende, auf Dauer angelegte Bauten und Anlagen sind mit Anlagen zur Produktion von Solarenergie aus-

zustatten, wenn sich die Dach- oder Fassadenflächen dafür eignen und die Installation zumutbar ist.  
2

 Der Regierungsrat legt die Eignung, die Zumutbarkeit und den Umfang der minimal zu installierenden Leistung 
der Anlage durch Verordnung fest. Er berücksichtigt die Energiebezugsfläche als Berechnungsgrundl age. 
 
Art. 39c Anpassung bei bestehenden Bauten und Anlagen 
1 Bestehende Bauten und Anlagen sind an die Vorschrift von Artikel 39b anzupassen, wenn deren Dach- oder 
Fassadenflächen umfassend erneuert werden. 
2 Bestehende Bauten und Anlagen sind spätestens bis 1. Januar 2040 an die Vorschrift von Artikel 39b anzupas-
sen. 
3 Die Anpassungsfrist von Absatz 2 gilt nicht für Bauten und Anlagen, die vor dem Annahmezeitpunkt der Initia-
tive mit Solaranlagen ausgestattet worden sind und den Umfang der minimal zu installierenden Leistung nicht 
vollständig erfüllen. In diesem Fall sind Bauten und Anlagen spätestens an die Vorschrift von Artikel 39b anzu-
passen, wenn die Anlagelebensdauer abgelaufen ist. 
4 Der Regierungsrat schafft Anreize, damit die Vorschrift von Artikel 39b rasch umgesetzt wird. 
 

                                                   
1
 BSG 101.1 

https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/101.1
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Art. 39d Technologien 
1

 Die solarthermische Nutzung ist der Nutzung für Solarstrom gleichgestellt.  
 
Art. 39e Nutzung durch Dritte 
1 Gebäudeeigentümerinnen und Gebäudeeigentümer können die Pflicht zur Solarenergieproduktion nach Artikel 
39a und 39b Dritten zur Erfüllung übertragen. 
 
Art. 39f Ausnahmen 
1 Der Regierungsrat legt die Ausnahmen von der Pflicht zur Solarenergieproduktion (Art. 39a und 39b) auf und an 
Kulturdenkmälern sowie in Landschaften oder Ortsbildern von kantonaler  oder nationaler Bedeutung durch Ver-
ordnung fest. 
 
Art. 39g Ersatzabgabe 
1

 Durch die Leistung einer Ersatzabgabe können sich Gebäudeeigentümerinnen und Gebäudeeigentümer von der 
Pflicht zur Solarenergieproduktion nach Artikel 39b befreien. 
2 Die Ersatzabgabe berechnet sich aus der Differenz der minimal zu installierenden Leistung zur effektiv installier-
ten Leistung und beträgt pro kW nicht realisierte Leistung maximal 1000 Franken. Der Regierungsrat legt die wei-
teren Modalitäten und die Höhe der Ersatzabgabe durch Verordnung fest. 
3 Die Gemeinden erheben die Ersatzabgabe und verwenden sie zweckgebunden zur Förderung der effizienten 
Energienutzung und der erneuerbaren Energien.  
4

 Die Gemeinden können die Erhebung der Ersatzabgabe an Gemeindeverbände delegieren. 

 
Art. 39h Härtefallregelung 
1 Der Kanton kann in Härtefällen die Pflicht zur Energieproduktion nach Artikel 39b zeitlich aufschieben oder die 
Gebäudeeigentümerinnen und Gebäudeeigentümer von der Pflicht befreien.  
 
Art. 59 Gebäudeanpassungen sowie Abbruch und Neubau 
1 [geltendes Recht] Der Kanton kann Finanzhilfen an Gebäudeanpassungen gewähren, wenn... [neu]... und die 
Anforderung von Artikel 39b erfüllt ist.» 

 

3. Die Gesetzesinitiative wird für gültig erklärt. 

 

4. Der Grosse Rat lehnt die Initiative ab. 

 

5. Die Initiative wird mit der Empfehlung auf Annahme des Gegenvorschlags der Volksabstim-

mung unterbreitet. 

 

6. Dieser Beschluss ist im Amtsblatt zu veröffentlichen. 

 

 Im Namen des Regierungsrates 

  

 

 
  

 Christoph Auer 

Staatsschreiber 
 

 

Verteiler 

‒ Grosser Rat 

‒ Alle Direktionen 

‒ Staatskanzlei 

 

Beilage 

– Synopse «Berner Solar-Initiative» und Gegenvorschlag 

 


